Deutscher Bundestag 
2,'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2286 


Antrag 

der Fraktion der DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Mieterschutzgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

In § 20 des Mieterschutzgesetzes erhält der 
bisherige einzige Absatz die Bezeichnung Ab- 
satz 1. Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht für landwirtschaft- 
liche Werkwohnungen.“ 

Bonn, den 11. April 1956 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel III 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

Müller (Wehdel) 

Dr. Schild (Düsseldorf) 

Dr. Brühler und Fraktion 


Begründung 


Es liegt dem Deutschen Bundestag der 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Er- 
gänzung des Wohnraumbewirtschaftungsge- 
setzes — Drucksache 1629 — vor. 

Dieser Antrag ist in der 101. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 22. September 
1955 an den Ausschuß für Wiederaufbau und 
Wohnungswesen überwiesen worden. Die 
Drucksache 1629 ist im Ausschuß behandelt 
worden, und es ist vorgesehen, die ergänzende 
Bestimmung in das Zweite Wohnungsbauge- 
setz aufzunehmen. 

Die Drucksache 1629 hat das Ziel, das rich- 
terliche Ermessen der Vollstreckungsschutz- 
bestimmungen (§ 30 Abs. 4 Wohnraumbe- 
wirtschaftungsgesetz authentisch zu interpre- 
tieren. Die Ergänzung der Vollstreckungs- 
schutzbestimmungen reicht aber nicht aus, 
um landwirtschaftliche Werkwohnungen von 
dem Personenkreis freizumachen, der nicht 
mehr in der Landwirtschaft tätig ist. Es ist 
aus diesem Grunde erforderlich, daß die Mie- 
terschutzbestimmungen für landwirtschaft- 
liche Werkwohnungen aufgehoben werden. 


Nach den bisherigen Schätzungen werden 
etwa 50 000 landwirtschaftliche Werkwoh- 
nungen von Personen bewohnt, die nicht in 
der Landwirtschaft tätig sind. 

Die Landflucht und der dringende Facharbei- 
termangel in der Landwirtschaft können nur 
dann wirksam behoben werden, wenn die 
Werkwohnungen nur solchen Landarbeitern 
und ihren Familien zur Verfügung gestellt 
werden, die die Absicht haben, ständig in der 
Landwirtschaft zu arbeiten. 

Der von der Fraktion der DP vorgelegte 
Gesetzentwurf gehört in den Rahmen der 
Sofortmaßnahmen, die von ihr für die Land- 
wirtschaft gefordert werden. 

Um Ersatzwohnungen für die landwirt- 
schaftsfremden Mieter zu schaffen, sind 
außerdem im Haushalt des Bundes Darlehen 
in Höhe von 50 Mio DM für ländliche Ge- 
meinden vorgesehen. Somit stellt der Gesetz- 
entwurf auch keine unbillige Härte für die 
Personen dar, die seit langer Zeit als Betriebs- 
fremde in Landarbeiterwohnungen unterge- 
bracht sind. 




Deutscher Bundestag 
2.Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 2286 (neu) 


Antrag 

der Fraktion der DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Aufhebung des Mieterschutzgesetzes in bezug auf 
landwirtschaftliche W erk Wohnungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 

Das Mieterschutzgesetz in der Fassung vom 
15. Dezember 1942 (ReichsgesetzbL I S. 712) 
mit den dazu ergangenen Änderungen gilt 
nicht für landwirtschaftlidie Werkwohnun- 
gen. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


§ 3 


Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 1. Juni 1956 

Müller (Wehdel) 

Dr. Schild (Düsseldorf) 
Dr. Brühler und Fraktion 



